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Drucksache V/190 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. Januar 1966 

II/l — 68070 — 5077/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vorn 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats zur dritten Verlängerung der 
Geltungsdauer der Verordnung Nr. 85/63/EWG über die 
Festsetzung der Einschleusungspreise und der Zusatz- 
beträge sowie der Übergangsbestimmungen für Teilstücke 
von Schweinen sowie Schweinefleisch enthaltende Zuberei- 
tungen und Konserven. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 10. Januar 1966 dem Herrn Präsi- 
denten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Die endgültige Beschlußfassung durch den Rat wird in Kürze 
im Wege des schriftlichen Verfahrens erfolgen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 

Schröder 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/190 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur dritten Verlängerung der Geltungsdauer der Verordnung 
Nr. 85/63/EWG über die Festsetzung der Einschleusungspreise 
und der Zusatzbeträge sowie der Übergangsbestimmungen für 
Teilstücke von Schweinen sowie Schweinefleisch enthaltende 
Zubereitungen und Konserven 

(Von der Kommission dom Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 20 über die 
schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Schweinefleisch^), insbesondere auf 
die Artikel 13 und 18 Absatz (2), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Geltungsdauer der Verordnung Nr. 85/63/ 
EWG des Rats vom 18. Juli 1963 über die Fest- 
setzung der Einsdileusungspreise und der Zusatz- 
beträge sowie der Übergangsbestimmungen für Teil- 
stücke von Schweinen sowie Schweinefleisch ent- 
haltende Zubereitungen und Konserven -) ist durch 
die Verordnung Nr. 36/65/EWG bis zum 31. März 
1966 verlängert worden. 

Es war beabsichtigt, bis zu diesem Zeitpunkt mit 
dem System der Leit- und Folgeerzeugnisse und der 
Einfuhrdokumente Erfahrungen zu sammeln. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 945/62 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 123 
vom 9. August 1963, S. 2175/63 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 48 
vom 25. März 1965, S. 714/65 


Zusatzbeträge brauchten jedoch im Jahre 1964 
I nicht erhoben zu werden, im Jahre 1965 werden sie 
i nur für einige Leiterzeugnisse angewandt. Daher 
liegen für das durch diese Verordnung geschaffene 
System hinreichende Erfahrungen noch nicht vor. 

Deshalb erscheint es angebracht, die Geltungs- 
dauer der bestehenden Regelung bis zum 30. Juni 
1967 zu verlängern — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Einziger Artikel 

Artikel 4 der Verordnung Nr. 85/63/EWG, letzt- 
malig geändert durch die Verordnung Nr. 36/65/ 
EWG, erhält folgende Fassung: 

„(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften in Kraft. Sie gilt bis zum 
30. Juni 1967. 

(2) Der Rat beschließt auf Vorschlag der Kommis- 
sion vor dem 31. März 1967, ob die in dieser 
Verordnung vorgesehene Regelung nach dem 
30. Juni 1967 beizubehalten ist, oder erläßt, 
soweit erforderlich, eine andere, von der Ver- 
ordnung Nr. 20 abweichende Regelung." 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


Die Verordnung Nr. Bv5, 63/EWG des Rats enthält ; 
die Bestimmungen über die Festsetzung der Zusatz- j 
betrage für die Erzeugnisse des Schweinefleisch- 
sektors. In dieser Verordnung ist insbesondere das 
sogenannte Pilotensystem mit Leit- und Folge- 
erzeugnissen festgelegt worden. Da mit einem sol- 
chen System seinerzeit noch keinerlei Erfahrungen 
Vorlagen, beschränkte der Rat diese Verordnung zu- 
nächst auf das Datum vom 30. Juni 1964. Später 
wurde diese Verordnung zunächst durch die Ver- 
ordnung Nr. 33/6^/EWG des Rats vom 25. März 1964 
und dann abermals durch die Verordnung Nr. 36/65/ 
EWG des Rats vom 16. März 1965 bis zum 31. März 
1966 verlängert, da auch während dieses Zeitraumes 
Erfahrungen mit dieser Regelung nicht gesammelt 
werden konnten. Die Verlängerung erfolgte mit der 
Maßgabe, daß der Rat vor dem 31. Januar 1966 
erneut beschließen soll. 

Auch das Jahr 1965 erlaubte den Dienststellen der 
Kommission nicht, diese Erfahrungen in ausreichen- 
dem Maße zu sammeln, da sich die Preise auf einem 
Niveau bewegten, das nur in sehr beschränktem 
Maße die Anwendung von zusätzlichen Abschöp- 
fungsbeträgen erforderlich machte. 

Zusätzliche Abschöpfungsbeträge wurden im Jahre 
1965 lediglich für gewisse Leiterzeugnisse in der 


Zeit vom 9. Juli bis zum 5. Oktober 1965 festgesetzt 
(vgl. Verordnung Nr. 111/65/EWG der Kommission 
vom 9. Juli 1965 und Verordnung Nr. 137/65/EWG 
der Kommission vom 5. Oktober 1965). 

Für die Folgeerzeugnisse ist also bisher das Piloten- 
system nicht in Anwendung gekommen, da die 
Marktlage eine derartige Anwendung nicht erfor- 
derlich machte. 

In Anbetracht dieser Tatsache schlagen daher die 
Dienststellen der Kommission vor, die Gültigkeits- 
dauer der Verordnung Nr. 85/63/EWG des Rats 
abermals, und zwar bis zum 30. Juni 1967 zu ver- 
längern, wobei der Rat bis zum 31. März 1967 auf 
Vorschlag der Kommission zu entscheiden hat, ob 
die in dieser Verordnung vorgesehene Regelung 
weiter beibehalten wird oder eine andere ab- 
weichende Regelung zu treffen ist. 

Die relativ lange Frist bis zum 30. Juni 1967 wurde 
deshalb gewählt, weil infolge der zyklisch hohen 
Preise während der ersten Monate des Jahres 1966 
aller Voraussicht nach nicht damit gerechnet wer- 
den kann, daß die erforderlichen Erfahrungen mit 
I der Festsetzung von Zusatzbeträgen während dieser 
' Zeit anfallen. Voraussichtlich werden also Zusatz- 
beträge erst in der zweiten Jahreshälfte oder An- 
fang 1967 notwendig sein. 
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